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Stand am Stand am
31.12.2023 31.12.2022

EUR EUR

A. Anlagevermögen
Finanzanlagen

1. Ausleihungen an verbundene Unternehmen 180.485.632,86 193.917.484,01
2. Wertpapiere des Anlagevermögens 787.117.870,57 729.086.659,66

967.603.503,43 923.004.143,67

B. Umlaufvermögen
I. Forderungen und

  sonstige Vermögensgegenstände
1. Forderungen gegen die Freie

  und Hansestadt Hamburg 13.704.263,12 111.265.919,67
2. Sonstige Vermögensgegenstände 5.024.169,97 4.237.406,58

18.728.433,09 115.503.326,25

II. Guthaben bei Kreditinstituten 997.907,49 977.932,37
19.726.340,58 116.481.258,62

C. Rechnungsabgrenzungsposten 4.000.179,69 4.547.230,28

991.330.023,70 1.044.032.632,57

Bilanz des Sondervermögen

"Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg", Hamburg,

zum 31. Dezember 2023

A k t i v a



Anlage 1

Stand am Stand am
31.12.2023 31.12.2022

EUR EUR

A. Eigenkapital
I. Kapitalrücklage 552.401.068,16 617.551.068,16
II. Gewinnrücklagen 438.387.018,34 425.548.892,51
III. Bilanzgewinn 0,00 0,00

990.788.086,50 1.043.099.960,67

B. Verbindlichkeiten
1. Verbindlichkeiten gegenüber der Freien

  und Hansestadt Hamburg 540.282,75 931.127,43
2. Sonstige Verbindlichkeiten 1.654,45 1.544,47

541.937,20 932.671,90

991.330.023,70 1.044.032.632,57

P a s s i v a





Anlage 2

2 0 2 3 2 0 2 2

EUR EUR

1. Umsatzerlöse 37.429.032,64 36.201.955,87

2. Sonstige betriebliche Erträge 740.712,23 2.315.570,57

3. Sonstige betriebliche Aufwendungen 19.415,22 18.362,81
38.150.329,65 38.499.163,63

4. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen
   des Finanzanlagevermögens 9.644.350,75 10.013.556,81

5. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 2.260.493,73 371.151,04

6. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 667.048,30 719.859,03
11.237.796,18 9.664.848,82

7. Abführungen an den Haushalt
  der Freien und Hansestadt Hamburg 36.550.000,00 38.435.000,00

8. Jahresüberschuss 12.838.125,83 9.729.012,45

9. Einstellung in die Gewinnrücklagen 12.838.125,83 9.729.012,45

10. Bilanzgewinn 0,00 0,00

Gewinn- und Verlustrechnung des

 Sondervermögen

für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023

"Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg", Hamburg,
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Anhang zum Jahresabschluss des

Sondervermögen „Altersversorgung der Freien
und Hansestadt Hamburg",

Hamburg

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023

Allgemeine Angaben

Der Jahresabschluss ist unter Anwendung der Vorschriften des Handelsgesetzbu-
ches für große Kapitalgesellschaften gem.§§ 264 ff. HGB aufgestellt worden.

Für die Gewinn- und Verlustrechnung kommt das Gesamtkostenverfahren (§ 275
Abs. 2 HGB) zur Anwendung.

Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften

Finanzanlagen, Forderungen und liquide Mittel werden zu Anschaffungskosten (i.d.R.
zum Nominalwert) bilanziert. Erkennbare Risiken werden durch Wertberichtigungen
berücksichtigt.

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten stellen gezahlte über den Nominalwert
hinausgehende Anschaffungskosten dar, die über die Laufzeit der Wertpapiere zeit-
anteilig aufgelöst werden.

Erläuterungen zur Bilanz

Anlagevermögen

Die Zusammensetzung und Entwicklung des Anlagevermögens ist aus dem Anlagen-
spiegel ersichtlich (Anlage zum Anhang).

Unter den Finanzanlagen werden festverzinsliche Wertpapiere bilanziert, deren Kurs-
wert zum 31. Dezember 2023 EUR 923.013.100,36 beträgt und damit um
EUR 48.590.582,76 niedriger ist als der Buchwert in Höhe von EUR 971.603.683,12
(einschließlich abgegrenzter Agio-Beträge in Höhe von EUR 4.000.179,69). Eine vo-
raussichtlich dauerhafte Wertminderung liegt nicht vor, da der Kursrückgang aus-
schließlich auf Marktzinssatzveränderungen beruht. Das Sondervermögen hält die bi-
lanzierten Wertpapiere bis zur Endfälligkeit.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Sämtliche Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind innerhalb
eines Jahres fällig.
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Die Forderungen gegen die Freie und Hansestadt Hamburg betreffen Guthaben auf
dem bei der Kasse.Hamburg geführten Geschäftskonto sowie Forderungen auf Ver-
sorgungszuschläge der FHH und Einzahlungen der Tarifbeschäftigten nach dem Ru-
hegeldgesetz.

Die sonstigen Vermögensgegenstände beinhalten Stückzinsen, die beim Kauf von
Wertpapieren gezahlt wurden sowie Zinsabgrenzungen auf die Wertpapiere des Anla-
gevermögens. Die sonstigen Vermögensgegenstände betreffen in Höhe von
EUR 703.360,84 Wertpapiere der Freie und Hansestadt Hamburg.

Eigenkapital

Das Eigenkapital hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:

01.01.2023 Entnahmen Einstellungen 31.12.2023

EUR EUR EUR EUR

Kapitalrücklage 617.551.068,16 65.150.000,00 0,00 552.401.068,16
Gewinnrücklage 425.548.892,51 0,00 12.838.125,83 438.387.018,34

1.043.099.960,67 0,00 12.838.125,83 990.788.086,50

Dem Haushaltsplan der FHH entsprechend wurden EUR 65.150.000,00 der Kapitalrück-
lage entnommen und an den Haushalt der FHH abgeführt.

Verbindlichkeiten

Sämtliche Verbindlichkeiten haben eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr.
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Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Umsatzerlöse

Die Umsatzerlöse setzen sich aus Versorgungszuschlägen Dritter für Bedienstete der Freien
und Hansestadt Hamburg sowie aus Beiträgen der Tarifbeschäftigten, denen eine Zusatz-
versorgung nach dem Hamburgischen Zusatzversorgungsgesetz gewährt wird, zusammen.

Sonstige betriebliche Aufwendungen

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen umfassen Depotentgelte.

Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens

In Höhe von EUR 1.862.913,27 (Vorjahr EUR 2.202.136,15) sind Erträge aus Anleihen, die
die Freie und Hansestadt alleine oder als Gemeinschaftsanleihe emittiert hat, oder aus An-
leihen der Hamburgischen Investitions- und Förderbank enthalten.

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge

Die sonstigen Zinsen und ähnlichen Erträge resultieren aus der Anlage von Mitteln auf
Girokonten und dem Geschäftskonto bei der Kasse.Hamburg.

Zinsen und ähnliche Aufwendungen

Die Zinsaufwendungen enthalten in Höhe von EUR 50.357,45 (Vorjahr EUR 54.243,07) Auf-
wendungen aus der Auflösung des aktiven Rechnungsabgrenzungspostens für Anleihen,
die die Freie und Hansestadt alleine oder als Gemeinschaftsanleihe emittiert hat, oder für
Anleihen der Hamburgischen Investitions- und Förderbank enthalten.

Abführungen an den Haushalt

Die Abführung an den Haushalt in Höhe von EUR 36.550.000,00 (Vorjahr
EUR 38.435.000,00) wurde als Teil des Wirtschaftsplans 2023/2024 von der Hamburgi-
schen Bürgerschaft mit dem Haushaltsbeschluss vom 15. Dezember 2022 zur Kenntnis ge-
nommen.

Sonstige Angaben

Ergebnisverwendung

Das Jahresergebnis von EUR 12.838.125,83 wird in die Gewinnrücklage eingestellt.

Personal

Im Geschäftsjahr 2023 waren keine Mitarbeiter beschäftigt.
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Geschäftsführung

Die Geschäftsführung des Sondervermögens „Altersversorgung der Freien und Hanse-
stadt Hamburg" liegt bei der Finanzbehörde Hamburg. Im Geschäftsjahr 2023 wurde
die Geschäftsführung von Frau Natalie Wuttig (Finanzbehörde Hamburg) wahrgenom-
men. Die Vertretung liegt bei Herrn Dr. Christoph Hünecken (Finanzbehörde Hamburg).

Beirat

Der Beirat wurde am 3. Dezember 2018 gegründet und besteht aus folgenden Mit-
gliedern:

Organisation bzw. Behörde Mitglied

Finanzbehörde Bettina Lentz (Vorsitzende) Stellvertre-
terin: Sybille Roggencamp

Personalamt Volker Wiedemann
Stellvertreter: Christoph Lucks

Behörde für Gesundheit und Verbraucher-
schutz

Michael Terrey
Stellvertreter: Kay Petersen

Deutscher Beamtenbund Rudolf Klüver
Stellvertreter: Thomas Treff

Deutscher Gewerkschaftsbund Helga Chinnow
Stellvertreter: Rainer Hahn

Jörg Kagens
Stellvertreter: Birgit Rettmer

Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg",
Hamburg

Hamburg, den 29.02.2024

Geschäftsführung



Stand am Stand am
1.1.2023 31.12.2023

EUR EUR EUR EUR EUR

Finanzanlagen
1. Ausleihungen an ver-

   bundene Unternehmen 193.917.484,01 0,00 0,00 13.431.851,15 180.485.632,86
2. Wertpapiere des

   Anlagevermögens 729.086.659,66 135.438.845,76 0,00 77.407.634,85 787.117.870,57

923.004.143,67 135.438.845,76 0,00 90.839.486,00 967.603.503,43

923.004.143,67 135.438.845,76 0,00 90.839.486,00 967.603.503,43

Anschaffungs-/Herstellungskosten

Zugänge Umbuchungen Abgänge

Entwicklung des Anlagevermögens des

Sondervermögen

im Geschäftsjahr 2023

"Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg", Hamburg,



Anlage zum Anhang

Stand am Stand am Stand am Stand am
1.1.2023 31.12.2023 31.12.2023 31.12.2022

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

0,00 0,00 0,00 0,00 180.485.632,86 193.917.484,01

0,00 0,00 0,00 0,00 787.117.870,57 729.086.659,66

0,00 0,00 0,00 0,00 967.603.503,43 923.004.143,67

0,00 0,00 0,00 0,00 967.603.503,43 923.004.143,67

Kumulierte Abschreibungen Buchwerte

Zugänge Abgänge



Ist Plan
2023 2023
EUR EUR

1. Jahresergebnis 12.838.125,83 35.000,00
2. Verlust/Gewinn aus dem Abgang von

Gegenständen des Anlagevermögens (+/-) -740.514,00 -741.000,00
3. Abnahme/Zunahme sonstiger Aktiva, die nicht der

Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind (+/-) -98.893,94 300.000,00
4. Zunahme/Abnahme sonstiger Passiva, die nicht der

Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind (+/-) -390.734,70 10.000,00

5. Kapitalfluss I aus laufender Geschäftstätigkeit 11.607.983,19 -396.000,00

6. Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des
 Finanzanlagevermögens (+) 91.580.000,00 91.580.000,00

7. Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen (-) -135.438.845,76 -26.034.000,00
a) davon Investitionen aus Zuführung 0,00 0,00
b) davon Investition fällige Wertpapiere -122.600.719,93 -25.999.000,00
c) davon Investition Jahresüberschuss -12.838.125,83 -35.000,00

8. Einzahlungen aus Zuführungen aus
dem Kernhaushalt für Investitionen (+) 0,00 0,00

9. Einzahlungen aus Zuschüssen Dritter 0,00 0,00

10. Kapitalfluss aus Investitionen -43.858.845,76 65.546.000,00

11. Kapitalfluss aus gegebenen Darlehen 0,00 0,00

12. Kapitalfluss II nach Investitionstätigkeit
Kapitalfluss I + Kapitalfluss aus Investitionen + Kapitalfluss aus
gegebenen Darlehen) -32.250.862,57 65.150.000,00

13. Ablieferungen an die FHH, z. B. Eigenkapitalrückzahlungen (-) -65.150.000,00 -65.150.000,00

14. Kapitalfluss aus Finanzierung -65.150.000,00 -65.150.000,00

15. Kapitalfluss III nach Finanzierungstätigkeit
(Kapitalfluss II + Kapitalfluss aus Finanzierung)

16. Finanzmittel am Anfang der Periode 107.352.919,76

17. Finanzmittel am Ende der Periode 9.952.057,19

Zusammensetzung des Finanmittelfonds
Geschäftskonto Kasse.Hamburg 8.954.149,70
Laufendes Konto 997.907,49

9.952.057,19

Anlage 4

Kapitalflussrechnung

-97.400.862,57 0,00

Über die Liquiditätssituation und die finanzielle Entwicklung gibt die folgende gemäß der Anlage 2 der VV
zu § 106 LHO und den Grundlagen des Wirtschaftsplans erstellte Kapitalflussrechnung Aufschluss.
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Lagebericht für das Geschäftsjahr 2023
Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg“,

Hamburg

1. Rahmenbedingungen und Geschäftsverlauf

1.1. Rechtliche und organisatorische Grundzüge

Das Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg“ wurde

durch das Gesetz über das Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und

Hansestadt Hamburg“ vom 21.12.2017 mit Wirkung zum 01.01.2018 gegründet. Danach

bildet die Freie und Hansestadt Hamburg unter dem Namen „Altersversorgung der

Freien und Hansestadt Hamburg“ ein nicht rechtsfähiges Sondervermögen, das der

Sicherung der Versorgungsaufwendungen dient und dafür zweckgebundene Entnahmen

an den Haushalt der Freien und Hansestadt Hamburg abführt.

Der Geltungsbereich des Sondervermögens erstreckt sich auf die Freie und Hansestadt

Hamburg sowie auf die der Aufsicht der Freien und Hansestadt Hamburg

unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen öffentlichen Rechts, die als

Dienstherren an Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter Dienstbezüge

und an Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger Versorgungsbezüge

zahlen oder deren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern eine Zusatzversorgung nach

dem Hamburgischen Zusatzversorgungsgesetz gewährt wird.

Das Gesetz gilt ferner für landesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechts im

Bereich der Sozialversicherung, soweit sie nach einer Dienstordnung an Angestellte

Dienstbezüge und an Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger

Versorgungsbezüge zahlen, und für die juristischen Personen, die ermächtigt sind, die

dem Dienstherrn Freie und Hansestadt Hamburg obliegenden Rechte und Pflichten

gegenüber Beamtinnen und Beamten sowie Versorgungsempfängerinnen und

Versorgungsempfängern wahrzunehmen. Es gilt auch bei Beteiligungen an der Zahlung
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von Versorgungsbezügen nach beamtenrechtlichen Maßgaben sowie bei der Zahlung

von Amts- und Versorgungsbezügen aus öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnissen.

Näheres zu dem Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt

Hamburg“ ergibt sich aus dem Gesetz über das Sondervermögen „Altersversorgung der

Freien und Hansestadt Hamburg“ vom 21.12.2017.

Durch das Gesetz über das Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und

Hansestadt Hamburg“ vom 21. Dezember 2017 wurden die Sondervermögen

„Zusätzlicher Versorgungsfond für die Altersversorgung der Bediensteten der Freien und

Hansestadt Hamburg“, „Zusatzversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg“ und

„Versorgungsrücklage der Freien und Hansestadt Hamburg“ aufgelöst. Ihre

Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten wurden mit Wirkung zum 1. Januar 2018

ohne Ergebnisauswirkungen auf das Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und

Hansestadt Hamburg“ übertragen.

Sondervermögen sind gemäß VV zu § 106 LHO grundsätzlich rechtlich unselbständige,

abgesonderte Teile des Vermögens der Freien und Hansestadt Hamburg mit eigener

Wirtschaftsführung und eigenem Rechnungswesen, die durch Gesetz oder auf Grund

eines Gesetzes zur Erfüllung bestimmter Aufgaben geschaffen wurden.

Gemäß § 4 LHO folgt das Rechnungswesen der Freien und Hansestadt Hamburg und

ihrer Sondervermögen seit dem 1. Januar 2015 den Grundsätzen der staatlichen Doppik.

1.2. Rechtliche und organisatorische Regelungen innerhalb des
Sondervermögens „Altersversorgung der Freien und
Hansestadt Hamburg“

Das Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg“ wird von

der Finanzbehörde, und innerhalb dieser vom Amt für Beteiligungs- und

Vermögensmanagement bewirtschaftet. Die Geschäftsführung für das Sondervermögen

„Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg“ wird durch eine Verfügung der

zuständigen Amtsleitung festgelegt. Die Geschäftsanweisung für die Geschäftsführung
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des Sondervermögens „Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg“, die

ebenfalls von der Amtsleitung erlassen wird, benennt Aufgaben und Zuständigkeiten, die

sich aus dem Gesetz, der LHO und der VV dazu ergeben, definiert das Anlage- und

Risikomanagement sowie den Prozess der Jahresabschlussarbeiten und der

Wirtschaftsplanaufstellung und konkretisiert Berichtspflichten.

Für die Führung des Rechnungswesens sowie die Erstellung von Jahresabschluss und

Bilanz für das Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg“

wird von der Geschäftsführung ein Buchhaltungsdienstleister bestimmt.

Die Durchführung des Zahlungsverkehrs obliegt der Finanzbehörde, die diesen in einer

Dienstanweisung geregelt hat. Für das Sondervermögen „Altersversorgung der Freien

und Hansestadt Hamburg“ bestehen ein Girokonto bei der Deutschen Bundesbank

sowie ein Geschäftskonto bei der Kasse.Hamburg. Letzteres ist in das Kontenclearing

der Freien und Hansestadt Hamburg einbezogen. Weiterhin wurde bei der Deutschen

Bundesbank ein zweites Girokonto eingerichtet, welches im Rahmen des übertragenen

Portfoliomanagements als Abwicklungskonto für Wertpapierkäufe und -verkäufe sowie

für eingehende Zinserträge und Fälligkeiten und zur Zahlung von Depotgebühren

genutzt wird.

Der Zahlungsverkehr für das Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und

Hansestadt Hamburg“ beschränkt sich damit im Wesentlichen auf Zahlungen zwischen

Girokonten bei der Deutschen Bundesbank. Das Clearing mit der Kasse.Hamburg erfolgt

automatisch. Weiterhin finden entsprechend den gesetzlichen Vorgaben und gemäß den

haushaltsrechtlichen Rundschreiben Einzahlungen (z. B. durch Beitragszahlungen oder

bis 2019 durch Haushaltszuführungen) und Auszahlungen (z. B. Abführungen an den

Haushalt oder ggfs. an einzelne Einzahler) statt. Es findet kein Zahlungsverkehr

außerhalb der vorgenannten Kontenbeziehungen statt.

Für das Anlagemanagement, welches seit dem 1. Juli 2011, zunächst für die bis zum

31.12.2017 bestehenden drei Sondervermögen, im Rahmen einer

Verwaltungsvereinbarung der Deutschen Bundesbank übertragen wurde, wurde die

Verwaltungsvereinbarung angepasst und zum 1. Januar 2018 neu geschlossen. Sie
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umfasst auch ein separates Risikocontrolling. Die Anlagerichtlinien für das

Anlagemanagement werden durch die Finanzbehörde erlassen. Die weitere Steuerung

erfolgt über den Anlageausschuss, in dem neben der Deutsche Bundesbank, die

beratende Funktion ausübt, die Geschäftsführung des Sondervermögens vertreten sind.

Im Laufe des Jahres 2021 hat die Finanzbehörde Nachhaltigkeit als ein weiteres

Anlagekriterium festgelegt und die Anlagerichtlinien dahingehend angepasst. Die

Neufassung der Anlagerichtlinien gilt mit Wirkung zum 01.01.2022.

Bei dem Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg“

besteht gemäß § 8 des Gesetzes über das Sondervermögen „Altersversorgung der

Freien und Hansestadt Hamburg“ ein Beirat, der bei allen wichtigen Fragen mitwirkt.

Dazu gehören die Aufstellung von Anlagerichtlinien, die Übertragung der Anlage- und

Bestandsverwaltung sowie die Aufstellung von Wirtschaftsplan und Jahresabschluss.

Der Beirat wird über die Wertpapieranlage im Rahmen der jährlichen Sitzung

unterrichtet.

Der Beirat besteht aus sechs Mitgliedern, die von der für die Finanzen zuständigen

Behörde für die Dauer von fünf Jahren berufen werden. Ihm gehören eine Vertreterin

oder ein Vertreter der für die Finanzen zuständigen Behörde als Vorsitzende oder

Vorsitzender, eine Vertreterin oder ein Vertreter der für das Personalwesen zuständigen

Behörde, eine Vertreterin oder ein Vertreter der für die Rechtsaufsicht über die

landesunmittelbaren Sozialversicherungsträger nach dem Fünften und Elften Buch

Sozialgesetzbuch zuständigen Behörde sowie drei von den Spitzenorganisationen der

Gewerkschaften und Berufsverbänden zu benennende Vertreterinnen oder Vertreter der

Beschäftigten an.



Anlage 5 / 5

1.3. Überblick Geschäftsverlauf

Das Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg“ dient der

Sicherung finanzieller Aufwendungen zur Altersversorgung der Beschäftigten und

Bediensteten der Freien und Hansestadt Hamburg. Zu diesem Zweck erhält es

Zuführungen, legt Mittel am Kapitalmarkt an und unterstützt den Haushalt bei

Versorgungsleistungen.

1.3.1 Einnahmen

Die Einnahmen des Sondervermögens „Altersversorgung der Freien und Hansestadt

Hamburg“ setzen sich in 2023 aus Beiträgen der Tarifbeschäftigten sowie aus

Versorgungszuschlägen zusammen. Regelmäßige Zuführungen Dritter, bislang des

Medizinischen Dienstes Nord, erfolgen nicht mehr. Investive Zuführungen aus dem

Haushalt der Freien und Hansestadt Hamburg erfolgten gemäß den Regelungen des

Hamburgischen Besoldungsgesetzes (§ 18 HmbBesG) letztmalig in 2019. Die Beiträge

der Tarifbeschäftigten sowie Versorgungszuschläge werden als Umsatzerlöse über die

Gewinn- und Verlustrechnung vereinnahmt. Für das Vermögen des Medizinischen

Dienstes Nord (Einzahlungen und thesaurierte Zinserträge) wird eine Verbindlichkeit

gegenüber der Freien und Hansestadt Hamburg ausgewiesen, die im Zuge der

Rückzahlungen an den Medizinischen Dienstes Nord - in 2023 erfolgten Rückzahlungen

in Höhe von EUR 399.797,39 - kontinuierlich abnimmt und zum 31.12.2023 EUR

540.282,75 beträgt.

Für die Beschäftigten der Kernverwaltung der Freien und Hansestadt Hamburg werden

die Beiträge monatlich von dem Landesbetrieb Zentrum für Personaldienste (ZPD) auf

das Girokonto bei der Deutschen Bundesbank überwiesen. Für die Beschäftigten der

Landesbetriebe und Hochschulen überweisen die Einrichtungen selbständig die

entsprechenden Beträge. Grundsätzlich gelten für die Überweisungen der Zuführungen

die Regelungen des Bewirtschaftungsrundschreibens und entsprechender

Rundschreiben. Dies gilt insbesondere auch für die Überweisung von

Versorgungszuschlägen, die in Abstimmung mit den die Aufsicht führenden Behörden

zu erfolgen haben.
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Im Jahre 2023 erhielt das Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und

Hansestadt Hamburg“ gemäß den vorgenommenen Zuordnungen insgesamt

Mittelzuflüsse der Beschäftigten in Höhe von EUR 26.383.546,13 (Vorjahr:

EUR 25.380.340,14).

An Versorgungszuschlägen wurde von den Behörden sowie auch direkt von den

Universitäten wie beispielsweise der Universität Hamburg oder der Technischen

Universität Hamburg ein Gesamtbetrag in Höhe von EUR 11.045.486,51 (Vorjahr:

EUR 10.821.615,73) gezahlt.

1.3.2  Anlagemanagement

Alle zufließenden Mittel sowie Fälligkeiten und erwirtschafteten Zinserträge werden

grundsätzlich am Kapitalmarkt im Rahmen des Liquiditätsmanagements und unter

Berücksichtigung der jährlichen Auszahlungen nach Maßgabe des Wirtschaftsplans zur

Erwirtschaftung von Zinserträgen angelegt.

Nach Beendigung der Niedrigzinsphase wurde zu Beginn des Jahres 2023 die Vorgabe

einer Mindestlaufzeit von fünf auf zwei Jahre abgesenkt. Die Mindestlaufzeit war in den

vergangenen Jahren zur Sicherstellung einer positiven Anlagerendite erhöht worden.

Die dem Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt

Hamburg“ zufließenden Mittel wurden im Laufe des Jahres 2023, soweit sie nicht im

Rahmen der Liquiditätsplanung für die geplante Abführung an den Haushalt in Höhe von

insgesamt EUR 101.700.000,00 benötigt wurden, sowohl in Wertpapieren als auch bei

der Kasse.Hamburg angelegt.
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Dabei wurden folgenden Wertpapieranlagen getätigt:

Insgesamt haben insb. die Anlagen mit ihren Endfälligkeiten 2025-2028 das

Laufzeitprofil verkürzt. Die realisierten Renditen lagen in Abhängigkeit von der Laufzeit

und dem Kaufzeitpunkt zwischen 2,654% und 3,559% und verdeutlichen die sich in 2023

vollzogene Veränderung der Kapitalmarktrenditen.

Durch die Neuanlagen erhöhte sich das Anlagevermögen um EUR 44.599.359,76 und

beträgt EUR 967.603.503,43. Der Finanzmittelbestand beläuft sich zum 31.12.2023 auf

EUR 9.952.057,19. Dieser Liquiditätsbestand steht für die Anlage bzw. im Rahmen der

Liquiditätsplanung 2024 zur Verfügung.

Über die Wertpapieranlagen und dem Finanzmittelbestand auf Giro- und

Geschäftskonten erzielte das Sondervermögen Zinserträge in Höhe von

EUR 11.904.844,48.

Seit dem 01.01.2022 stellt Nachhaltigkeit neben den Kriterien Sicherheit, Liquidität und

Rendite einen weiteren zusätzlichen und verbindlichen Anlagegrundsatz dar.

Nachhaltigkeit wird dabei anhand anerkannter ESG Kriterien definiert. Diese beinhalten

Bezeichnung ISIN Fälligkeit Kupon Nennwert in EUR

SAARLD 2 3/4 01/18/30 DE000A3H3GK4 18.01.2030 2,750 10.000.000,00
NIESA 0 09/15/25 DE000A289NY2 15.09.2025 0,000 13.204.000,00
SCHHOL 0.01 10/22/26 DE000SHFM774 22.10.2026 0,010 7.000.000,00
NIESA 0 3/8 01/09/26 DE000A2G9G15 09.01.2026 0,375 2.000.000,00
BERGER 2 7/8 04/05/29 DE000A3MQYQ9 05.04.2029 2,875 10.000.000,00
KFW 0 1/4 06/30/25 XS1612940558 30.06.2025 0,250 9.500.000,00
KFW 0 1/8 06/30/25 DE000A3MP7J5 30.06.2025 0,125 2.200.000,00
LANDER 3 04/26/30 DE000A351P20 26.04.2030 3,000 10.000.000,00
RHIPAL 3 1/2 06/16/25 DE000RLP1403 16.06.2025 3,500 10.000.000,00
SACHAN 2.95 06/20/33 DE000A351SC5 20.06.2033 2,950 5.000.000,00
BADWUR 3 06/27/33 DE000A14JZX6 27.06.2033 3,000 4.000.000,00
HESSEN 2 7/8 07/04/33 DE000A1RQEK7 04.07.2033 2,875 10.000.000,00
MECVOR 0.01 04/07/27 DE000A254S82 07.04.2027 0,010 3.000.000,00
IBB 0.01 07/15/27 DE000A289KG5 15.07.2027 0,010 1.000.000,00
NIESA 0.01 03/17/26 DE000A3H2499 17.03.2026 0,010 8.000.000,00
SAXONY 3 3/8 09/21/26 DE0001789360 21.09.2026 3,375 1.500.000,00
BAYLAN 0.05 07/30/26 DE000LFA1818 30.07.2026 0,050 1.000.000,00
LANDER 0 5/8 10/25/27 DE000A2GSM83 25.10.2027 0,625 6.000.000,00
BREMEN 0.01 10/06/28 DE000A289K30 06.10.2028 0,010 7.500.000,00
LANDER 0 5/8 02/13/29 DE000A2NBJ54 13.02.2029 0,625 6.000.000,00

Gesamt 141.904.000,00
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Indikatoren zur Bewertung der Menschenrechtslage und von Arbeitsschutznormen,

Klima- und Bio- Diversitätsabkommen, den Ausschluss von Atomkraft und Grenzwerte

für fossile Brennstoffe, Verbote kontroverser Waffen, Bewertung von Korruption,

Geldwäsche und Presse- und Versammlungsfreiheit, und sie bewerten kontroverse

Praktiken, die nachteilige Auswirkungen auf die Gesellschaft und die Umwelt haben. Es

werden grundsätzlich die einzelnen Emittenten und nicht die von ihnen emittierten

Anleihen betrachtet.

Eine beauftragte Ratingagentur definiert jährlich einerseits das grundsätzlich zulässige

Anlageuniversum für Neuanlagen und führt andererseits eine Portfolioanalyse durch. Die

Nachhaltigkeitskriterien sind für alle Neuanlagen verbindlich; bereits bestehende

Finanzanlagen können als Altbestand gehalten werden. Für das Jahr 2023 bestätigt die

Portfolio-Analyse von ISS ESG, dass 99,47% des Wertpapierportfolios des

Sondervermögens Altersversorgung den ausgewählten Nachhaltigkeitskriterien

entsprechen.

1.3.3 Risikomanagement

Die Risikolimite werden von der Finanzbehörde in den Anlagerichtlinien vorgegeben

sowie durch die Verwaltungsvereinbarung mit der Bundesbank und den Beschlüssen

des Anlageausschusses spezifiziert.

Die Einhaltung der Anlagerichtlinien wird durch das Risikocontrolling der Bundesbank in

Frankfurt geprüft und ist jährlich im Jahresbericht der Deutschen Bundesbank dargestellt.

Die Überprüfung bezieht sich auf die folgenden Aspekte:

 Zulässigkeit der Anlageinstrumente

 Emissionslimit für einzelne Bundesländer in Höhe von 25 % des Portfoliomarkt-

wertes (Ausnahme Hamburg und Bund)

 Emissionslimit für einzelne Investitions- und Förderbanken von Bund und Ländern

in Höhe von 5 % des Portfoliomarktwertes und für die Gesamtheit der Investitions-

und Förderbanken in Höhe von 25 % des Portfoliomarktwertes

 Wahrung des Anlagegrundsatzes der angemessenen Mischung und Streuung
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 Halten von Wertpapieren in der Regel bis zur Endfälligkeit

 Festlegung einer Mindestrestlaufzeit von zwei Jahren bei Wertpapierkäufen

 Bedingung marktgerechter Wertpapierkäufe

 Kassenhaltung zur Wertpapierdisposition

Mit dem Jahresbericht wird die Einhaltung der Risikolimite, die die Deutsche

Bundesbank fortlaufend überwacht, dokumentiert.

1.3.4 Auszahlungen

Die Abführung aus dem Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt

Hamburg“ an den Haushalt der Freien und Hansestadt Hamburg erfolgte am 01.12.2023

wie geplant in Höhe von EUR 36.550.000,00 im Rahmen der Gewinn- und

Verlustrechnung und in Höhe von EUR 65.150.000,00 aus der Kapitalrücklage.

2.  Ertragslage

Das Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg“ hat das

Geschäftsjahr 2023 mit einem Jahresüberschuss in Höhe von EUR 12.838.125,83

abgeschlossen.

Das positive Jahresergebnis ergibt sich als Folge der über die Abführung an den

Haushalt der Freien und Hansestadt Hamburg in Höhe von EUR 36.550.000,00

hinausgehenden Umsatzerlöse und erwirtschafteten Zinserträge. Die Abführung im

Rahmen der Gewinn- und Verlustrechnung stellt nur einen Teil der zweckgebundenen

Entnahme dar. Die Gesamtentnahme setzt sich in der Regel aus einer Abführung im

Rahmen der Gewinn- und Verlustrechnung und einer Abführung zu Lasten der

Kapitalrücklage zusammen.
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3. Finanzlage

Die Zahlungsfähigkeit des Sondervermögens „Altersversorgung der Freien und

Hansestadt Hamburg“ war zu jeder Zeit gewährleistet.

Der Finanzmittelbestand beträgt zum Bilanzstichtag EUR 9.952.057,19.

Mittel auf dem Geschäftskonto sind sofort verfügbar. Darüber hinaus können ungeplante

Abführungen an den Haushalt jederzeit durch den Verkauf von Wertpapieren aus dem

Wertpapierportfoliobestand realisiert werden.

4. Vermögenslage

Die Vermögenslage des Sondervermögens „Altersversorgung der Freien und

Hansestadt Hamburg“ stellt sich zum 31. Dezember 2023 im Vergleich zum Vorjahr

(31. Dezember 2022) wie folgt dar:

Vermögensstruktur
31.12.2023 31.12.2022

TEUR % TEUR %

Anlagevermögen 967.604 97,7 923.004 88,4
Umlaufvermögen 19.726 1,9 116.481 11,2
Rechnungsabgrenzungsposten 4.000 0,4 4.548 0,4

Gesamtvermögen 991.330 100,0 1.044.033 100,0

Kapitalstruktur
31.12.2023 31.12.2022

TEUR % TEUR %

Eigenkapital 990.788 99,9 1.043.100 99,9
Verbindlichkeiten 542 0,1 933 0,1

Gesamtkapital 991.330 100,0 1.044.033 100,0
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Die Bilanzsumme des Sondervermögens hat sich zum 31. Dezember 2023 gegenüber

dem 31.12.2022 um rd. TEUR 52.703 verringert.

Die Ursache liegt in der über die erwirtschafteten Zinserträge und vereinnahmten

Umsatzerlöse hinausgehenden Gesamtabführung an den Haushalt der Freien und

Hansestadt Hamburg gemäß Wirtschaftsplan in Höhe von EUR 101.700.000,00.

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten stellen gezahlte Anschaffungsmehrkosten

der Wertpapiere dar, die über die Laufzeit dieser Wertpapiere aufwandswirksam

aufgelöst werden.

Die Eigenkapitalquote beträgt 99,95 %.

5. Nachtragsbericht

Nach dem Bilanzstichtag haben sich keine Sachverhalte ergeben, die wesentlichen

Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Sondervermögens entfalten

können.

6. Risiken und Chancen

Das Sondervermögen unterliegt im Rahmen der Wertpapieranlage dem Risikocontrolling

der Deutschen Bundesbank. Das Controlling umfasst Quartals- und Jahresberichte und

überwacht fortlaufend die Einhaltung der Risikolimite. Auch der Beirat hat im Rahmen

der jährlichen Präsenzsitzung fortlaufende Kontrollmöglichkeiten.

Nach Ende des Niedrigzinsumfelds der vergangenen Jahre haben die gestiegenen

Anlagerenditen zu einer Ergebnisverbesserung des Sondervermögens geführt. Ein

Risiko besteht in einer erneuten Rückkehr zu niedrigeren Zinsen. Zur Sicherstellung von

Zinserträgen verfolgt das Sondervermögen eine an den Grundsätzen der Sicherheit,

Liquidität und Rendite ausgerichtete Strategie. Wertpapiere werden unter dem
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Grundsatz der angemessenen Mischung und Streuung erworben und bis zur

Endfälligkeit gehalten. Regelmäßige Umschichtungen des Wertpapierbestandes in

Abhängigkeit von kurzfristigen Zinsprognosen sind in den Anlagerichtlinien ausdrücklich

nicht vorgesehen.

In der mittelfristigen Finanzplanung orientieren sich die Entnahmen an den

prognostizierten Zuflüssen der Beschäftigten sowie der Entwicklung der

Versorgungszuschläge. Dadurch ist sichergestellt, dass das Sondervermögen jederzeit

seinen Zweck, den Haushalt durch Entnahmen zu unterstützen, erfüllen kann.

7. Prognosebericht

Der Wirtschaftsplan 2023/2024 des Sondervermögens „Altersversorgung der Freien und

Hansestadt Hamburg“ wurde basierend auf einer Zinsprognose, welche die

Auswirkungen des vergangenen Niedrigzinsumfelds berücksichtigt, sowie ausgehend

von Ist-Werten für Umsatzerlöse und Aufwendungen berechnet.

Er sieht für das Jahr 2024 eine Auszahlung in Höhe von EUR 119.200.000,00 vor, mit

einer Entnahme aus der GuV in Höhe von EUR 35.060.000,00 und einer Entnahme aus

der Kapitalrücklage in Höhe von EUR 84.140.000,00. Die Abführungen aus dem

Sondervermögen werden als Erlöse bzw. Entnahmen im Haushaltsplan in der

Produktgruppe Versorgung beschlossen.

Hamburg, den 31. März 2024

________________________ _________________________
Natalie Wuttig Dr. Christoph Hünecken
Geschäftsführerin Stellvertretender Geschäftsführer
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An das Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg“, Hamburg

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und
Hansestadt Hamburg“, Hamburg, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023, der
Gewinn- und Verlustrechnung und der Kapitalflussrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des
Sondervermögen „Altersversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg“, Hamburg, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen,
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften, den VV zur LHO sowie
den haushaltsrechtlichen Regelungen zum Wirtschaftsplan und vermittelt unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Sondervermögens zum
31. Dezember 2023 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 und

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Son-
dervermögens. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.
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Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach die-
sen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Sondervermögen unabhängig in Übereinstimmung mit den
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auf-
fassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der Geschäftsführung sowie der Aufsicht führenden Behörde für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht

Die Geschäftsführung ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften, den VV zur LHO so-
wie den haushaltsrechtlichen Regelungen zum Wirtschaftsplan in allen wesentlichen Belangen
entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Sondervermögens vermittelt. Ferner ist die Geschäftsführung
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von
dolosen Handlungen (d.h. Manipulation der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen)
oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Geschäftsführung dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit des Sondervermögens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Wei-
teren hat sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist sie dafür verantwortlich, auf
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem ist die Geschäftsführung verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Sondervermögens vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner ist die Geschäftsführung verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Sys-
teme), die sie als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstim-
mung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um aus-
reichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.
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Die Aufsicht führende Behörde (Finanzbehörde Hamburg) ist verantwortlich für die Überwachung
des Rechnungslegungsprozesses des Sondervermögens zur Aufstellung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Sonder-
vermögens vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung
eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen
Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-
weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressa-
ten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile
zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Dar-
stellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusi-
ves Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-
teme des Sondervermögens abzugeben.

 beurteilen wir die Angemessenheit der von der Geschäftsführung angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von der Geschäftsführung dargestellten ge-
schätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.
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 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von der Geschäftsführung an-
gewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an
der Fähigkeit des Sondervermögens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind
wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss
und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind,
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf
der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass das Son-
dervermögen seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle
und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Sondervermögens vermittelt.

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Sondervermögens.

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von der Geschäftsführung dargestellten zukunftsori-
entierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-
weise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von der Ge-
schäftsführung zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künf-
tige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwa-
iger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststel-
len.

Hamburg, 26. April 2024

RSM Ebner Stolz GmbH & Co. KG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  Steuerberatungsgesellschaft

Nicolai Hansen Anne-Kathrin Ottinger
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin
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